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Fallstricke bei Verwalterverträgen 1

RA Klaus Eichhorn, Essen2

I. Hintergrund und Differenzierung

Die Ursache einiger Probleme mit der Regelung der Ver­
waltertätigkeit hängt mit dem geringen Ansehen des
Berufsstandes zusammen. Zum einen gibt es immer
noch keine gesetzliche Vorgabe der Berufsausbildung,
sodass sich eine Vielzahl von Berufsträgern in der Bran­
che tummeln, denen nicht nur die ausreichende Fach­
kenntnis, sondern oft auch die angemessene professio­
nelle Berufseinstellung fehlt.

Damit zusammen hängt der Eindruck vieler Eigentümer,
dass die Tätigkeit des Verwalters keine wesentliche Qua­
lifikation erfordert und deshalb nur unwesentlich über
der Arbeit des Hausmeisters steht. Tatsächlich sind die
Anforderungen an einen professionellen Verwalter auf
Grund einer - zumindest im Bereich des Wohnungs­
eigentums - sehr detaillierten Rechtsprechung immer
weiter angestiegen.

Zunächst ist bei der Beurteilung von Verwalterverträgen
'zu differenzieren zwischen der Mietverwaltung und der
WEG-Verwaltung. Bei der Mietverwaltung ist der Ver­
tragspartner der jeweilige Sondereigentümer, der in ei­
nem schriftlichen Verwaltervertrag die Verwaltung des
Sondereigentums auf der Basisdes BGBvergibt.

In der Wohnungseigentums-Verwaltung ist der Ver­
tragspartner die Wohnungseigentümergemeinschaft
als Verband. Gegenstand der Verwaltung ist dabei nicht
das Sondereigentum, sondern nur die Verwaltung des
Gemeinschaftseigentums auf der Grundlage des Woh­
nungseigentumsgesetzes (WEG § 10 Abs. 6 und 7) bzw.
der Teilungserklärung. Der Verwalter wird auch nicht
nur durch einen Vertrag verpflichtet. Vielmehr muss er
zunächst per Beschluss der Gemeinschaft nach § 26
Abs. 1 Satz 1 WEG zum Verwalter bestellt werden, be­
vor ein schriftlicher Vertrag geschlossen werden kann.

11. WEG-Verwaltung

In dem Bestellungsbeschluss reicht es nicht aus, lediglich
den namentlich benannten Verwalter bzw. seine Firma
zum Verwalter zu bestellen. Vielmehr muss der Be­
schluss wie eine Grundbucheintragung aus sich heraus
verständlich sein. So müssen auch für einen neu eintre­

tenden Eigentümer als Rechtsnachfolger die durch den
Beschluss eingetretenen Rechtswirkungen aus der Be­
schlussformulierung zu entnehmen und aus sich heraus
verständlich sein3. Insofern muss der Beschlusstext die
wesentlichen Rahmenbedingungen zur Vertragslaufzeit,
den konkreten Verwalterpflichten (Vertrag) und der Ver­
gütung enthalten4

Auf dieser Grundlage kann dann mit der Verwaltung
ein detaillierter Vertrag abgeschlossen werden. Da re­
gelmäßig nicht alle Eigentümer der Wohnungseigentü­
mergemeinschaft den Vertrag unterschreiben werden,
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empfiehlt es sich, in einem weiteren Beschluss einzel­
ne Eigentümer - meist den Verwaltungsbeirat - zu
ermächtigen, den Vertrag auszuhandeln und/oder zu
unterschreiben. Wenn hierfür die wesentlichen Rah­
menbedingungen der erteilten Ermächtigung in dem
Beschluss vorgegeben wurden, ist ein solcher Beschluss
grundsätzlich zulässig (OLG Köln, NZM 2001,991).

Problematisch kann es sein, wenn der erteilte Hand­
lungsspielraum ungenau umrissen wurde und unklar ist,
ob der ausgehandelte Vertrag hierdurch abgedeckt ist.
Dann widerspricht die Ermächtigung unter Umständen
der ordnungsmäßigen Verwaltung. Hieraus ergeben
sich Haftungsrisiken der Gemeinschaft, aber auch des
Verwaltungsbeirats5.

Die sicherste Lösung ist unter diesen Umständen, den
Vertrag von dem Beirat aushandeln und dann von der
nächsten Eigentümerversammlung genehmigen zu las­
sen. Hierzu kann der Vertrag in der Einladung mit ver­
sandt werden - zwingend ist dies aber nicht; es reicht,
wenn er jedenfalls in der Versammlung zur Einsicht
durch die Wohnungseigentümer vorliegt6.

Nach § 309 BGB ist die Vertragsdauer von Dauerschuld­
verträgen auf maximal zwei Jahre begrenzt. Wegen der
gesetzlichen Sonderregelung des § 26 Abs. 2 S. 2 WEG
ist die maximale Bestellung des WEG-Verwalters auf die
Dauer von fünf Jahren begrenzt, die somit auch für die
Vertragslaufzeit gilt. Lediglich für die Erstbestellung des
Verwalters nach der Auf teilung gilt eine abweichende
maximale Bestellungsdauer von drei Jahren.

Häufig bestellt der Bauträger oder aufteilende Eigentü­
mer sich selber oder ein ihm bekanntes Unternehmen
zum Erstverwalter. Hierbei könnte sich nur dann ein Pro­
blem bzw. eine Interessenkollision ergeben, wenn Män­
gel am Gemeinschaftseigentum auftreten, die inner­
halb der Gewährleistungsfrist von fünf Jahren geltend
gemacht werden müssen. Aus diesem Grund soll die
Gemeinschaft bereits nach drei Jahren die Möglichkeit
haben, über die Verwalterbestellung nachzudenken,
um diese Risiken auszuschließen.

Endet die Laufzeit des Verwaltervertrages, reicht eine
Verlängerungsoption des Vertrages nicht, um das Ver­
tragsverhältnis fortzusetzen. Auch für die Wiederbe­
stellung ist ein erneuter Beschluss erforderlich, in dem
wieder die wesentlichen Rahmenbedingungen (Ver-

Der Beitrag beruht auf einem Vortrag des Autors zum Forum der Immobi­
lienwirtschalt in Essen bei der Sparkasse Essen am 10.05.2012.

2 Der Verfasser ist Rechtsanwalt und Fachanwalt für Miet- und Wohnungsei-
gentumsrecht in Bürogemeinschalt mit der Kanzlei Kordt, Rechtsanwälte,
Essen.

3 OLG Düsseldorf, Beschluss vom 26.09.2006 -1-3 Wx 70/06.
4 OLG Düsseldorf, Beschluss vom 26.09.2006 - 1-3 Wx 70/06.
5 OLG Frankfurt ZMR 2008, 985; KG ZMR 2008, 476.
6 OLG München ZMR 2009, 64.
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tragslaufzeit, Konkretisierung der Aufgaben, Verwalter­
vergütung) im Wesentlichen konkretisiert werden. Diese
Wiederbestellung kann gemäß § 26 Abs. 3 WEG nicht
auf Vorrat sondern frühestens ein Jahr vor Ablauf der
Bestellungszeit beschlossen werden7.

Die Aufgaben und Pflichten des WEG-Verwalters er­
geben sich zunächst aus dem gesetzlichen Leitbild. In­
sofern ist auf die gesetzliche Regelung des § 27 WEG
Bezug zu nehmen, in dem die

- Rechte und Pflichten zu Eigentümern und Wohnungs­
eigentü mergemei nschaft,

- die Stellung des Verwalters als Vertreter der Eigentü­
mer

- und die Stellung des Verwalters als Vertretungsorgan
der Gemeinschaft

geregelt werden.

Darüber hinaus sind im Verwaltervertrag die Aufgaben
und Befugnisse des Verwalters zu konkretisieren und zu
differenzieren nach

- Grundleistungen (z. B. Wirtschaftsplan, Jahresabrech­
nung, Versammlung)

- Zusatzleistungen (z. B. außerordentliche Versamm­
lung, Betreuungsleistungen bei Bau- und Sanierungs­
maßnahmen)

Schließlich sind Aussagen über die Haftung des Verwal­
ters zu treffen. Generell unterliegt der Verwaltervertrag
auch der Kontrolle nach dem AGB-Recht, da auch die
Wohnungseigentümergemeinschaft als Verbraucher
nach §§ 13, 310 BGB angesehen wird. Hieraus ergibt
sich gemäß § 310 Abs. 3 I BGB die Konsequenz, dass

- der Vertrag als vom Verwender gestellt gilt
- und die Regeln der §§ 308, 309 BGB auch bei nur

einmaliger Verwendung anwendbar sind.

Insofern kann der Beschluss über einen vom Verwalter

vorformulierten Vertrag bei Anfechtung aufgehoben
werden, wenn er dem AGB-Recht, der Gemeinschafts­
ordnung oder den Grundsätzen ordnungsgemäßer Ver­
waltung widerspricht8.

Vor diesem Hintergrund ist den Vertragspartnern zu
empfehlen,

- geprüfte Vertragsformulare9 zu übernehmen,
- sich bei Vertragsabschluss auf wesentliche Fragen zu

beschränken,
- an dem Vertragsformular keine gravierenden Ände­

rungen vorzunehmen.

Auch bei der Vergütung sollte differenziert werden
zwischen der Grundvergütung für die gesetzliche Re­
gelleistung und einer Sondervergütung für vertraglich
übernommene Zusatzleistungen.
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üblichen Vergütung können die Vorschriften der Zwei­
ten Berechnungsverordnung dienen, wonach nach dem
derzeitigen Stand (seit 01.01.2011) für die Verwaltung
von Eigentumswohnungen ein Satz von 316,02 Euro
pro Wohnung und Jahr gilt. Darüber hinaus sollte eine
monatliche Zahlungsweise vereinbart werden, da sie
sonst gemäß § 614Abs. I Satz 1 BGB erst nach der Er­
stellung der Jahresabrechnung fällig wird10.

Die Sondervergütung sollte tatsächlich nur für die Er­
füllung zusätzlicher Leistungen (z. B. außerordentliche
Versammlung) anfallen. Wird sie für die Erfüllung der
ohnehin bestehenden gesetzlichen Pflichten (z. B. Ein­
ziehung von Hausgeld) geregelt, ist dies unzulässig.11

Über die Vergütung hinaus enthält der Vertrag Rege­
lungen über die Erstattung von Aufwendungen (z. B.
Porto, Kopien) und der Umsatzsteuer. Wird dies nicht
ausdrücklich vereinbart, hat der Verwalter hierauf kei­
nen Anspruch. So ist ohne eine solche ausdrückliche
Regelung von einem Bruttohonorar auszugehen12.

Zudem ist immer der vom Vertragspartner als Endver­
braucher zu zahlende Endpreis anzugeben (§ 1 Abs.1
PreisangabenVO).

Generell unzulässig ist es im Verwaltervertrag

- Pflichten und Lasten der Wohnungseigentümer neu
zu begründen,

- von der Teilungserklärung abzuweichen bzw. die ge­
setzlichen Pflichten des Verwalters einzuschränken 13,

- den Verwalter über die Regelungen des Wohnungsei­
gentumsgesetzes hinaus zu ermächtigen 14,

- Erklärungen wie z. B. die Genehmigung der Jahres­
rechnung zu fingieren15,

- den Zugang von Einladungen z. B. an die letzte dem
Verwalter gemeldete Adresse zu fingieren 16,

7 OLG Zweibrücken ZMR 2005, 908.
8 OLG München, Beschluss vom 20.03.2008 - 34 WX - 046/07.
9 Geprüfte Vertragsformulare sind u. a. beim Verband der Nordrhein-westfä-

lischen Immobilienverwalter (VNWI) erhältlich www.vnwi.de.
10 OLG Hamm NJW-RR 1990, 153.
11 OLG Hamm ZMR 2001,138,141.
12 BGHZ 60, 199, 203.
13 OLG Düsseldorf, ZWE 2009, 27; LG München IMR 2011,69.
14 OLG Dresden ZMR 2009, 301.
15 OLG München IMR 2008, 370.
16 KG Berlin ZMR 2009, 476; OLG München ZMR 2009, 64.
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- eine Sondervergütung für jede außerordentliche Ver­
sammlung - unabhängig von einem Versäumnis des
Verwalters - zu vereinbaren 17,

- die Verjährung generell - z. B. drei Jahre nach Ver­
tragsbeendigung - abzukürzen 18,

- die Haftung generell auf grobe Fahrlässigkeit zu be­
schränken19,

- die Haftung in der Summe zu begrenzen, wenn sie
nicht im angemessenen Verhältnis zum Schadensrisi­
ko steht2D

111.Miet-/Sondereigentumsverwaltung

Für die Mietverwaltung von Eigentumswohnungen
gibt es - anders als für die WEG-Verwaltung in § 27
WEG - kein gesetzliches Leitbild und kaum einschlägi­
ge Rechtsprechung. Zwar wird die Verwaltung in di­
versen gesetzlichen .Regelungen genannt oder erfasst,
z. B.

- AGB-Regelungen § 305 ff. BGB,
- gewerb!. Vermittlung/Abschluss von Verträgen nach

§ 34c GewO
- Immobilienverwalter nicht erfasst § 1 Nr. 2 MaBV,
- keine Provision § 2 Abs. 5 WoVermittG,
- Rückforderung nach Bereicherung § 5 WovermittG,
- allgemeines BGB (Mietrecht, Treuhandstellung).

Hieraus ergibt sich allerdings kein klares Bild mit konkre­
ten Aufgaben und Pflichten, sodass nur auf allgemeine
Regelungen zurückgegriffen werden kann. Anders als
im Wohnungseigentum bedarf es aber keiner organisa­
torischen Beschlussfassung. Vielmehr kann der Vertrag
unmittelbar zwischen den Vertragsparteien abgeschlos­
sen werden.

Bei der Laufzeit ist mangels einer Spezialvorschrift auf
die allgemeine Regelung des § 309 Nr. 9 BGB zurück­
zugreifen, wonach ein Vertrag unwirksam ist, wenn er

- länger als zwei Jahre läuft,
- eine Verlängerung um mehr als ein Jahrvorgesehen ist,
- die Kündigungsfrist länger als drei Monate gilt.

Auch die Aufgaben des Mietverwalters als Verwalter des
Sondereigentums müssen mangels gesetzlicher Rege­
lung im Vertrag festgelegt werden. Grundsätzlich muss
der Vertrag vorgeben:

1. Welche Aufgaben werden übernommen?

2. Welche Aufgaben werden nicht übernommen?

3. Differenzierung von Grund- und Zusatzleistungen.

Beispielhaft und nicht abschließend können folgende
Aufgaben genannt werden:

- Abschluss von Mietverträgen,
- Einzug von Mieten, Zahlungsverkehr,
- Erstellung von Betriebskosten-Abrechnungen,
- Bearbeitung von Mängelrügen des Mieters,
- Kündigungen erklären (Zahlungsverzug),
- Mieterhöhungen (Mietspiegel, Modernisierung),

138

Eichhorn: Fallstricke bei Verwalterverträgen

- Organisieren u. Überwachen der Verkehrssicherung,
- Teilnahme an WEG-Versammlungen.

Anders als bei der WEG-Verwaltung müssen die Ver­
tragsparteien frei festlegen, welche Aufgaben als
Grundpflichten und welche als Sonderleistung anzuse­
hen sind. Beispielhaft könnte der Abschluss von Miet­
verträgen als eine Grundleistung benannt werden, wäh­
rend die Teilnahme an einer WEG-Versammlung eine
Sonderleistung wäre.

Auch bei der Vergütung sollte differenziert werden zwi­
schen der Grundvergütung für die übernommene Re­
gelleistung und einer Sondervergütung für vertraglich
übernommene Zusatzleistungen. Generell sollte die Ver­
gütung angemessen sein zur erbrachten Leistung, also
nicht zu hoch und nicht zu niedrig. Darüber hinaus soll­
te eine monatliche Zahlungsweise vereinbart werden,
da sie sonst gemäß § 614 Abs. I Satz 1 BGB nur nach
der Erstellung der Jahresabrechnung fällig wird21.

Die Sondervergütung sollte tatsächlich nur für die Er­
füllung zusätzlicher Leistungen (z. B. außerordentliche
Versammlung) vereinbart werden. Wird sie für Erfüllung
der ohnehin bestehenden gesetzlichen Pflichten (z. B.
Einziehung v. Hausgeld) geregelt, ist dies unzulässig22.

Über die Vergütung hinaus sollte der Vertrag Regelun­
gen über die Erstattung von Aufwendungen (z. B. Porto,
Kopien) und Umsatzsteuer enthalten. Wird dies nicht
ausdrücklich vereinbart, hat der Verwalter hierauf kei­
nen Anspruch, da ohne eine solche ausdrückliche Rege­
lung von einem Bruttohonorar auszugehen ist23. Zudem
ist immer der vom Vertragspartner als Endverbraucher
zu zahlende Endpreis anzugeben (§ 1 Abs.1 Preisanga­
benVO).

Unzulässig ist sicher die Vereinbarung einer Prozess­
standschaft. Diese wurde vor der WEG-Reform für die
Durchsetzung von Hausgeldrückständen genutzt, da
dies als praktikabler Weg angesehen wurde, um For­
derungen zu titulieren. Seitdem die Gemeinschaft teil­
rechtsfähig und damit partei- und prozessfähig ist, wird
dieser Weg auch im Wohnungseigentum nicht mehr be­
nötigt. In der Mietverwaltung war dieser Umweg jedoch
niemals erforderlich, da ein Eigentümer immer partei­
und prozessfähig war. Eine solche Regelung ist damit
von vornherein unzulässig24.

Außergerichtlich gehört der Forderungseinzug sicher zu
den Aufgaben des Verwalters, da dies unmittelbar mit
der Tätigkeit der Verwaltung zusammenhängt (§ 5 11

Nr. 2 RDG).

Für das gerichtliche Inkasso ist der Verwalter aber auch
durch eine Vereinbarung nicht mehr gedeckt, da zum

17 OLG München ZMR 20.0.9, 64.
18 OLG München, NJW 20.0.7,227.
19 OLG Celle, NJW 1986, 260.; OLG FrankfurVMain ZMR 20.0.8, 95.
20. BGH NJW 20.0.1,292.
21 OLG Hamm NJW-RR 1990., 153.
22 OLG HammZMR2DD1, 138, 141.
23 BGHZ 60., 199, 20.3.
24 KG Berlin NZM 20.0.7, 85.
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gerichtlichen Inkasso nur die rechtsberatenden Berufe
und zugelassene Inkassounternehmen befugt sind. Vor
Gericht wäre der Verwalter zudem nicht vertretungsbe­
fugt, § 79 11,111ZPO, sodass Forderungen zusammen mit
einem Rechtsanwalt durchgesetzt werden müssen.

Tatsächlich sollte dies auch mit einem Fachanwalt ge­
schehen, da dieser spezielle Anforderungen und aktuel­
le Rechtsprechung kennt.

Im Übrigen kann auf die obigen Ausführungen zu un­
zulässigen Klauseln im Zusammenhang mit der Verjäh­
rung oder Haftung Bezug genommen werden, die hier
genauso gelten.

Auch hier unterliegt der Vertrag den Regelungen des
AGB-Rechts, denn auch hier ist der Vertrag regelmäßig
vom Verwalter g~stell!, der Eigentümer regelmäßig Ver­
braucher gemäß §§ 13,310 BGB mit der Konsequenz
aus § 310 Abs. 3 BGB:

- Vertrag gilt als vom Verwender gestellt,
- Klauselverbote nach §§ 308, 309 BGB auch bei nur

einmaliger Verwendung,
- unangemessene Benachteiligung bei Vertragsschluss.
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Deshalb ist auch für die Mietverwaltung den Vertrags­
parteien zu empfehlen

- geprüfte Vertragsformulare zu übernehmen25,
- sich auf wesentliche Fragen zu beschränken und
- keine gravierenden Änderungen vorzunehmen.

IV. Fazit

Ob der Vertrag wirksam vereinbart wurde oder nicht,
kann oft erst im Zusammenhang beurteilt werden. Des­
halb sollte im beiderseitigen Interesse auf unnötige Risi­
ken verzichtet werden, damit sich Auseinandersetzun­
gen um die Wirksamkeit von Verwalterverträgen erüb­
rigen. Nur am Rande soll darauf hingewiesen werden,
dass inzwischen für den Verwalter wie für viele andere
Dienstleister neue Informationspflichten vor Vertrags­
schluss zu beachten sind gemäß der Dienstleistungs­
Informationspfl ichten- Verord nung (DL-InfoV)26.

25 Geprüfte Vertragsformulare für die Mietverwaltung gibt es ebenfalls u. a.
beim Verband der Nordrhein-westfälischen Immobilienverwalter (VNWI)
www.vnwi.de.

26 Weitere Hinweise hierzu mit konkreten Beispielen bei Eichhorn, Neue In­
formationspflichten des Verwalters - erhältich bei dem Verband der Nord­
rhein-westfälsichen Immobilienverwalter (VNWI) wwwvnwi.de.


